
 

 

 

 

 

  

  

 

 

Stellungnahme des Vorstandes der Deutschen Gesellschaft für 

Pflegewissenschaft (DGP)  

zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform der Pflegeberufe (BT-Drucksache 

18/7823) sowie zu den Anträgen der Fraktion „Die Linke“ (BT-Drucksache 

18/7414) und der Fraktion „Bündnis 90/Die Grünen)“ (BT-Drucksache 

18/7880 

 

Zunehmend deutliche Hinweise auf einen Zusammenhang von Versorgungsqualität im 

Gesundheits- und Pflegewesen und einer hochschulischen Qualifizierung in der Pflege (z.B. 

Aiken et al. 2014), die Entwicklung und Bereitstellung von innovativen 

Versorgungsstrukturen und -konzepten durch eine international etablierte Pflegeforschung 

und Pflegewissenschaft, das Bemühen um europarechtliche Angleichungsprozesse sowie um 

eine Attraktivitätssteigerung der Pflegeberufe zur Sicherstellung des Fachkräftebedarfs haben 

in den vergangenen Jahren dazu geführt, dass die Etablierung einer akademisierten 

beruflichen Ausbildung in der Pflege in Deutschland mit steigendem Nachdruck angemahnt 

wird (vgl. Sachverständigenrat 2009; Wissenschaftsrat 2012, 2013; VPU 2015). Das 

übergreifende Ziel wird darin gesehen, überfällige Innovationen im Gesundheits- und 

Pflegewesen anzustoßen, die über aktuell etablierte Strukturen und Rahmenvorgaben der 

Pflegebildung kaum zu erreichen sind. Im Rahmen von Modellklauseln konnten vor diesem 

Hintergrund Ansätze zur primärqualifizierenden hochschulischen Pflegebildung erprobt 

werden, die allerdings sowohl auf einer strukturellen (z. B. ausbildungsbegleitende, duale 

oder ausbildungsintegrierende Studienprogramme), wie auch auf einer inhaltlich-curricularen 

Ebene äußerst heterogene Studienbedingungen aufweisen. 
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Die Stellungnahme der DGP bezieht sich auf jene Aspekte, die die hochschulische 

Ausbildung betreffen, dazu gehört auch die generalistische Ausrichtung.   

 

 Die Deutsche Gesellschaft für Pflegewissenschaft (DGP) begrüßt, dass mit dem 

vorgelegten Gesetzesentwurf die Möglichkeit der hochschulischen Erstausbildung in 

den Regelbetrieb überführt werden soll und somit die Berufszulassung mit dem 

Studienabschluss erworben werden kann. Damit findet Deutschland in der 

Pflegebildung in qualitativer Hinsicht Anschluss an international übliche 

Qualifizierungsstandards.  

 Die DGP begrüßt die generalistische Ausrichtung des Reformgesetzes. Hiermit ist ein 

zweiter Aspekt umgesetzt, der dazu beiträgt, dass die Bundesrepublik Deutschland 

Anschluss an die europäische Entwicklung bzgl. der pflegerischen Berufskonstruktion 

gewinnt. Allerdings muss dringlichst darauf geachtet werden, dass die tradierten und 

auch im beruflichen Selbstverständnis angelegten Handlungsorientierungen in 

Kranken- und Kinderkrankenpflege einerseits und Altenpflege anderseits sensibel und 

in abgestimmter Gewichtung zusammengeführt werden.  Unter pflegetheoretischen 

Gesichtspunkten ist die Integration von medizinisch-pflegerischen und 

sozialpflegerischen Aspekten konstitutiv für das pflegerische Handeln in allen 

Handlungsfeldern. Diese Orientierungen können nicht umstandslos nebeneinander 

gestellt werden  - wie dies überwiegend in den Modellvorhaben geschah, indem z.T. 

additiv dem einen Beruf die fehlenden Inhaltsanteile des anderen hinzugefügt wurden. 

Ein solches Vorgehen führt notwendig zu Verkürzungen der Potenziale 

der professionellen Pflege und zu Unstimmigkeiten auf der Handlungsebene. Bei der 

curricularen Gestaltung einer generalistischen Ausbildung ist daher darauf zu achten, 

dass die normativen Festlegungen nicht zur Dominanz eines krankheits- bzw. 

heilungsorientieren Paradigmas gegenüber einer Orientierung auf Alltagsbewältigung 

(Leben mit Einschränkung und Erkrankung) sowie Ausbau und Nutzung des 

Gemeinwesens führen. Mit Blick auf diese Herausforderung befindet sich allerdings 

die (deutschsprachige) pflegewissenschaftliche Forschung und Theoriebildung noch in 

den Anfängen. Deshalb ist eine aus öffentlichen Mitteln finanzierte 

pflegewissenschaftliche Begleitforschung unerlässlich. Ebenso müssen die zu 

entwickelnden Curricula evaluiert und im Weiteren ggf. angepasst werden. Dabei sind 

auch die Anforderungen der sich entwickelnden und verändernden Arbeitsfelder 

einzubeziehen. Die Deutsche Gesellschaft für Pflegewissenschaft stellt sich gerne 

dieser Herausforderung.  

 Die DGP begrüßt die Perspektive eines erweiterten Ausbildungsziels für die 

hochschulische Pflegeausbildung sowie die entsprechende Konkretion in Form von 

Kompetenzen, die über Kompetenzziele der beruflichen Pflegeausbildung 

hinausreichen (§37). Die hier ausformulierte Differenzierung zwischen beruflicher und 

hochschulischer Qualifizierung ist konsequent und unerlässlich, um das 

Innovationspotential, das mit einer wissenschaftsorientierten Pflegeausbildung 

verbunden ist, entfalten zu können. Die aktuell formulierten erweiterten 

Kompetenzziele bieten den Hochschulen Gestaltungsspielraum und sind gleichzeitig 
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noch so offen gehalten, dass eine Konkretisierung notwendig erscheint. Diese 

Konkretisierung muss in der Fachkommission unter Beteiligung der 

Pflegewissenschaft/der Hochschulen geleistet werden. 

 Die Referenzgröße für die Abbildung eines Studienumfanges sind auch in 

Deutschland seit der Erklärung von Bologna ECTS. Entsprechend ist in § 38 (1) der 

Zeitraum von ‚mindestens 3 Jahren‘ durch ‚mindestens 180 ECTS‘ zu ersetzen.   

 Die DGP empfiehlt, mittelfristig eigenständige berufsgesetzliche Regelungen für die 

hochschulische Erstausbildung in der Pflege zu formulieren, die spezifische 

Ausbildungsziele für die hochschulische Ausbildung ausdifferenzieren. Erste 

einschlägige Vorarbeiten für diese Prozesse der Ausdifferenzierung wurden bereits 

geleistet (vgl. DPR/DGP 2014, Hülsken-Giesler/Korporal 2013, Hülsken-Giesler et al. 

2010). 

 Die DGP begrüßt ausdrücklich die eröffnete Durchlässigkeit zwischen Ausbildung 

und Studium. Die pauschale umfängliche Anrechnung von Leistungen aus der 

beruflichen Ausbildung auf die hochschulische Ausbildung § 38 (5) erscheint dabei 

jedoch einerseits unter formalen Gesichtspunkten nicht tragfähig, insofern die in der 

beruflichen Ausbildung erbrachten Leistungen nicht ungeprüft dem DQR-Level 6 für 

die Bachelorausbildung zugeordnet werden können. Unter inhaltlichen 

Gesichtspunkten ist zu betonen, dass die umfängliche Anrechnung von 

außerhochschulisch erbrachten Leistungen dazu führen kann, dass 

wissenschaftsorientierte Kompetenzen berufliche Kompetenzen lediglich additiv 

ergänzen, die hochschulischen Ausbildungsziele und die anvisierte professionelle 

Haltung als Ergebnis eines wissenschaftsorientierten Sozialisationsprozesses damit 

aber nicht erreicht werden kann.  

 Die DGP begrüßt, dass den Hochschulen curriculare Handlungsspielräume 

dahingehend eingeräumt werden, dass die nach Richtlinie 2005/36EG erforderlichen 

Praxiszeiten zu einem Teil auch über alternative Zugänge erbracht bzw. nachgewiesen 

werden können (z. B. Lernen in simulierten Umgebungen, klinischer Unterricht). 

Allerdings hält die DGP den anvisierten Umfang von 5 % für unzureichend. 

 Die Sicherstellung der Entwicklung einer berufspraktischen Expertise bei den 

Studierenden ist weniger über den quantitativen Umfang von Praxiszeiten zu 

bemessen, als vielmehr über die Bereitstellung von Rahmenbedingungen, die eine 

begleitete Praxis durch die Hochschule ermöglichen (z. B. durch die Einrichtung 

klinischer Professuren, die Bereitstellung klinisch orientierter wissenschaftlicher 

MitarbeiterInnen an den Hochschulen, ggf. notwendiger sächlicher Ausstattungen,     

z.B. Fachzeitschriften, Recherchemöglichkeiten). Zu den Mindestanforderungen an 

die sächliche Ausstattung einer Hochschule muss ein „Skills Lab“ gehören. Die 

Bedeutung dieses „3. Lernortes“ für die Kompetenzentwicklung ist vielfach belegt. 

Hier müssen entsprechende öffentliche Mittel für den Ausbau der berufs-

qualifizierenden Hochschulstudiengänge zur Verfügung gestellt werden. Im Gesetz 
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sollten explizite Regelungen für die Finanzierung der Theorie-Praxis-Vernetzung 

formuliert werden, so dass die Qualität der praktischen Anteile des Pflegestudiums 

nicht gefährdet wird. Es wird eine ebenso detaillierte Beschreibung der Finanzierung 

gefordert wie in Abschnitt 3 (§ 26 ff). Anderenfalls droht eine Unterfinanzierung 

durch unklare Zuständigkeiten. Neben der unerlässlichen Ausstattung mit 

ausreichenden Ressourcen sind auch rechtliche Fragen des Zugangs der Hochschulen 

zu den Praxisfeldern bzw. der Eingriffsmöglichkeiten in Situationen der 

Praxisbegleitung durch Hochschulangehörige zu regeln.  

 Die Praxisanleitung soll über die Anbieter der Praxisfelder sichergestellt werden (s.  

§38(3)). In Analogie zu §6  muss die Praxisanleitung mindestens 10% der praktischen 

Ausbildungszeit umfassen. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die PraxisanleiterInnen  

der Studierenden mindestens über einen Bachelorabschluss verfügen, damit die 

Anleitung auch die hochschulischen Ausbildungsziele realisiert. §38 (3) ist 

entsprechend zu ergänzen. 

 

 In den Praxisfeldern sind Strukturen vorzuhalten, die eine wissenschaftsbasierte Pflege 

voraussetzt bzw. ermöglicht (z.B. Zugang zu einschlägigen Datenbanken und Zeit, 

diese zu nutzen) 

 

 Die in §14 formulierten Zuständigkeiten für die Vermittlung erweiterter Kompetenzen 

zur Ausübung heilkundlicher Tätigkeiten im Rahmen von Modellvorhaben nach §63, 

Absatz 3c SGB V durch die Pflegeschulen erscheint zu undifferenziert. Zahlreiche der 

hier beschriebenen Qualifikationen sind nach dem Deutschen Qualifikationsrahmen 

auf der Bachelorebene zu verorten oder im Rahmen eines Masterabschlusses 

(Advanced Nursing Practice) zu erwerben. 

 Statt von „hochschulischer Pflegeausbildung“ sollte konsequent von 

„primärqualifizierendem Pflegestudium“ gesprochen werden 

 Der geplante sukzessive Aufbau der Forschung zur Pflegebildung (§ 54; §63) ist 

dringend erforderlich. Diese Untersuchungen müssen auch den Einfluss von neuen 

Qualifikationsmöglichkeiten auf Verantwortlichkeiten und Handlungsoptionen, auf 

konkrete (interprofessionelle) Arbeitsprozesse und Versorgungsqualität umfassen und 

so gestaltet sein, dass sie den Anschluss an entsprechende internationale Studien 

ermöglichen. 

 

 Die DGP begrüßt schließlich die Einrichtung einer Fachkommission nach § 53. Die 

Besetzung der Fachkommission sollte für die Fachöffentlichkeit transparent sein und 

sie muss die Arbeit sobald als möglich aufnehmen.  Die DGP bietet an, als 

wissenschaftliche Fachgesellschaft die Belange der Pflegewissenschaft in dieser 

Kommission zu vertreten. 
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